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Ueber den nicht-buchhändleriſchen Bertrieb von Preß- 
erzeugnillen. 
Studie zu den 88 23 und 3 des Preßgeſetzes. 
Von Dr. Adolph Nofenbaum, k. k. Polizeidirections⸗Concipiſten. 
IV. 


Alle Schwierigkeiten ergeben ſich wohl daraus, daß der Grundſatz 
des 5 3, Alinea 1 des Preßgeſetzes „das Recht zum Verkehre mit 
Druckſchriſten wird durch die Gewerbegeſetze geregelt“, wie wir geſehen 
haben, in ſo vielen Beziehungen durchbrochen iſt. Der gewerbsmäßige 
Verkehr mit Druckſchriften, wenn er ſchon vermöge ſeiner Natur aus 
öffentlichem Intereſſe mit beſonderen Cautelen zu umgeben iſt, hat ſeine 
naturgemäße Stellung in der Gewerbeordnung. Und ſo finden wir es 
auch in der Deutſchen Reichsgeſetzgebung durchgeführt. 
Geſetz über die Preſſe vom 7. Mai 1874 ſtatuirt im § 4 zu⸗ 
nächſt die Unwiderruflichkeit der Befugniß zum ſelbſtſtändigen Betriebe 
eines Preßgewerbes und beſtimmt ſodann, daß im Uebrigen für den 
Betrieb der Preßgewerbe die Beſtimmungen der Gewerbeordnung maß⸗ 


gebend find. Die Reichs- Gewerbeordnung vom 21. Juni 1869, 
bezw. die auf Grund des Geſetzes vom 1. Juli 1883 publicirte Neu⸗ 
redaction derſelben enthält hierüber Folgendes: 

Der Verkehr mit Druckſchriften kann, wie jedes andere Gewerbe, 
als ſtehen der Gewerbebetrieb oder als Gewerbebetrieb im 
Umherziehen ausgeübt werden. Preßgewerbe ſind im Allgemeinen 
nicht conceſſionirt; jedoch müſſen die Inhaber eines Preßgewerbes — 
als ſtehenden Gewerbebetriebes — das Locale desſelben, fowie jeden 
ſpäteren Wechſel des letzteren ſpäteſtens am Tage ſeines Eintrittes der 
zuſtändigen Behörde ihres Wohnortes angeben ($ 14). Sie können auch 
außerhalb des Gemeindebezirkes ihrer gewerblichen Niederlaſſung perſön⸗ 
lich oder durch in ihren Dienſten ſtehende Reiſende Beſtellungen auf 
Waaren ſuchen, alſo in unſerem Falle Abonnenten ſammeln laſſen (§ 44). 
Der Abonnentenſammler bedarf einer Legitimationskarte, die auf Grund 
eines Geſuches des Gewerbeinhabers von der Verwaltungsbehörde des 
Niederlaſſungsortes auf die Dauer eines Jahres für den Umfang des 
Reiches bei Vorhandenſein gewiſſer Bedingungen ausgeſtellt wird (§ 44 a). 
Eine zweite Art des fliegenden Buchhandels, die jedoch auch noch zum 
ſtehenden Gewerbebetriebe gehört, iſt die öffentliche Verbreitung von 
Druckſchriften. Sie beſteht im gewerbsmäßigen Ausrufen, Vertheilen, 
Verkaufen, Anheften oder Anſchlagen von Druckſchriften oder anderen 
Schriften oder Bildwerken auf öffentlichen Wegen, Straßen, Plätzen 
| oder an anderen öffentlichen Orten, und iſt an die Erlaubniß der 
Ortspolizeibehörde gebunden. Der Gewerbetreibende hat den über dieſe 
Erlaubuiß auszuſtellenden, auf feinen Namen lautenden Legitimations⸗ 
ſchein bei ſich zu führen (8 43). Dies hat jedoch keine Anwendung auf 
die gewerbsmäßige Vertheilung von Stimmzetteln oder anderen Druck⸗ 
ſchriften zu Wahlzwecken. 

Was jedoch die zum öffentlichen Anheften oder Anſchlagen be⸗ 
ſtimmten Druckſchriſten ſelbſt betrifft, abgeſehen von dem Gewerbebetriebe, 
welcher ſich mit dem Placatiren befaßt, ſo gibt es hierüber keine für 
das ganze Reichsgebiet geltende geſetzliche Beſtimmung. Da man ſich 
nämlich bei Berathung des Reichs⸗Preßgeſetzes hierüber nicht einigen 
konnte 13), ließ man im 5 30 Preßgeſetz die einzelnen Landesgeſetze 
„über das öffentliche Anſchlagen, Anheften, Ausſtellen, ſowie über die 
öffentliche unentgeltliche Vertheilung von Bekanntmachungen, Placaten 
und Aufrufen” in Kraft beſtehen; und es gelten daher über das Placaten⸗ 
weſen im Gebiete des Deutſchen Reiches die heterogenſten Beſtimmungen. 
Während das preußiſche Preßgeſetz vom 12. Mai 1851 „Anſchlag⸗ 
zettel und Placate, welche einen anderen Inhalt haben, als Ankün⸗ 
digungen über geſetzlich nicht verbotene Verſammlungen, über öffentliche 
Vergnügungen, über geſtohlene, verlorene oder gefundene Sachen, über 
Verkäufe und andere Nachrichten für den gewerblichen Verkehr“ über⸗ 


Das haupt nicht zur Affichirung zuläßt, begnügt ſich anderſeits das ſächſiſche 
Preßgeſetz vom 24. März 1870 bei Placaten von anderem als gewerb⸗ 


lichem oder geſelligem Inhalte mit der „vorgängigen Anzeige bei der 


13) Berner: „Deutſches Preßrecht“, S. 324 ff. 


Ortspolizeibehörde unter Vorzeigung eines Exemplares des betreffenden 


Placates“. | 

Das Hauſiren mit Druckſchriften endlich fällt unter die 
Beſtimmungen über den Gewerbebetrieb im Umherziehen. Wer außerhalb 
des Gemeindebezirkes ſeines Wohnortes ohne Begründung einer gewerb⸗ 
lichen Niederlaſſung, ohne vorgängige Beſtellung in eigener Perſon 
Waaren feilbieten oder Waarenbeſtellungen aufſuchen will, bedarf einer 
befonderen Bewilligung, eines ſog. Wandergewerbeſcheines ($ 55), der 
aus gewiſſen Gründen verſagt werden muß, wie: abſchreckende oder 
anſteckende Krankheit, gewohnheitsmäßige Arbeitsſcheu oder Trunkſucht, 
erfolgte Abſtrafung wegen einzelner beſtimmter Delicte u. a. ($ 57), 
aus anderen im Geſetze ($ 57 b) ausdrücklich genannten Gründen ver⸗ 
ſagt werden kann. Das Hauſiren mit Druckſchriften iſt aber überdies 
durch das Geſetz vom 1. Juli 1883 noch beſonderen Einſchränkungen 
unterworfen worden: Es ſind ausgeſchloſſen vom Feilbieten im Umher⸗ 
ziehen „Druckſchriften, andere Schriften und Bildwerke, inſoferne ſie in 
ſittlicher oder religiöſer Beziehung Aergerniß zu geben geeignet fin, 
oder welche mittelſt Zuſicherung von Prämien oder Gewinnen vertrieben 
werden.“ — Wer mit Druckſchriften hauſiren will, hat überdies ein Ver⸗ 
zeichniß derſelben der Verwaltungsbehörde ſeines Wohnortes zur Geneh⸗ 
migung vorzulegen, welche hinſichtlich der Druckwerke der vorbezeich⸗ 
neten Art zu verſagen iſt. 

Der Gewerbetreibende darf nur die in dem genehmigten Ver⸗ 
zeichuiſſe enthaltenen Druckſchriften bei ſich führen, muß das Verzeichniß 
bei Ausübung des Gewerbebetriebes ſtets bei ſich haben und den com⸗ 
petenten Beamten oder Behörden über Verlangen vorzeigen, widrigenfalls 
der Gewerbebetrieb bis zur Producirung des Verzeichniſſes auf Geheiß 
der Behörde eingeſtellt werden muß (§ 56). — Es ſind alſo, wie wir 
ſehen, dem Haufirhandel mit Druckſchriften auch in der neueren deut⸗ 
ſchen Geſetzgebung gar enge Grenzen gezogen, und iſt dem Prüfungsrechte 
der Behörde ein weiter Spielraum belaſſen; es kann aber auch ander⸗ 
ſeits nicht geläugnet werden, daß dieſe Einfchränfungen zum großen 
Theile ſehr geſunde und triftige Erwägungen zur Grundlage haben, die 
ja theilweiſe auch unſere jüngſte Miniſterialverordnung bezüglich der 
Sammler von Pränumeranten und Subſkribenten veranlaßt haben. ! 

Auf ganz anderen Standpunkten ſteht die franzöſiſche Geſetz⸗ 
gebung, welche, nur zur Beleuchtung dieſes Gegenſatzes, vergleichsweiſe 
hier erwähnt werden möge. Es hat, wie im öſterreichiſchen Preßgeſetze, 
auch in der franzöſiſchen Geſetzgebung, die nicht⸗buchhändleriſche gewerbs⸗ 
mäßige Verbreitung von Druckſchriften im Preßgeſetze ihre Regelung 
gefunden, die aber, abgeſehen von dieſer Stellung im Rechtsſyſ tem, mit 
unſerem Geſetze nichts weiter gemeinſam hat. Getreu dem Principe, welches 
das Geſetz über die Preſſe vom 29. Juli 1881 in ſeinem erſten Artikel: 
„L’imprimerie et la librairie sont libres“ au der Spitze trägt, iſt 
auch der fliegende Buchhandel an keinerlei Bewilligung gebunden. Wer das 
Colportiren oder Vertheilen von Büchern, Schriften, Broſchüren, Jour⸗ 
nalen, Zeichnungen, Stichen, Lithographien und Photographien auf öffent⸗ 
licher Straße oder an einem anderen öffentlichen oder privaten Orte gewerbs⸗ 
mäßig betreiben will, hat hievon bei der Präfectur des Departement, 
in welchem er ſeinen Wohnſitz hat, die Anzeige zu machen (Art. 18). 
Die Anzeige hat zu enthalten: Name, Vorname, Beſchäftigung, Heimat, 
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in die Wahllocale, an allen öffentlichen Gebäuden angeſchlagen werden. 
Das Wegnehmen, Zerreißen, Ueberkleben, Unleſerlichmachen von ämt⸗ 
lichen Placaten oder privaten Wahlplacaten iſt mit Strafen bis zu 
100 Fr. belegt. Beamte oder Organe öffentlicher Behörden können 
dieſerhalb auch mit Arreſt bis zu einem Monate beſtraft werden 
(Art. 15 bis 17). 

Anderweitige Beſtimmungen über das Placateuweſen enthält das 
franzöſiſche Preßgeſetz nicht. 


Mittheilungen aus der Praxis. 
Auch dem Bezirksausſchuſſe als einer geſetzlich anerkannten 
Körperſchaft ſteht das im Art. 13 des St. G. G. vom 28, De: 
cember 1862, R. G. Bl. Nr. 142, gewährleiſtete Recht der freien 
Meinungsäußerung zu.“) 

Das k. k. Reichsgericht hat nach der am 17. October 1887 
gepflogenen öffentlichen Verhandlung über die Beſchwerde de praes. 
20. Juni 1887, 3. 90, des Bezirksausſchuſſes Reichenberg durch Dr. 
Moriz Weitlof, Hof⸗ und Gerichtsadvocat in Wien, gegen das k. k. 
Miniſterium des Innern wegen Verletzung des im Art. 13 des St. G. G. 
vom 21. December 1867, R. G. Bl. Nr. 142, gewährleiſteten Rechtes 
der freien Meinungsäußerung — nach Anhörung des Herrn Dr. Moriz 
Weitlof, Hof⸗ und Gerichtsadvocat in Wien als Vertreters der Beſchwerde 
führenden Partei und des Herrn Miniſterialrathes Dr. Vincenz Ritter 
von Helm als Vertreters des k. k. Miniſteriums des Innern — zu Recht 
erkannt: 

„Durch den Erlaß der k. k. Statthalterei in Böhmen vom 
13. Jänner 1887, 3. 295, und den denſelben beſtätigenden Erlaß des 
k. k. Miniſteriums des Innern vom 15. Mai 1887, Z. 3338, hat 
eine Verletzung des durch den Art. 13 des Staatsgrundgeſetzes vom 
21. December 1867, R. G. Bl. Nr. 142, gewährleiſteten Rechtes der 
freien Meinungsäußerung ſtattgefunden.“ — Gründe: 

In der am 8. November 1886 abgehaltenen Sitzung des Be⸗ 
zirksausſchuſſes Reichenberg wurde nachſtehende Reſolution beſchloſſen: 

„In den jüngſten Erläſſen des Juſtizminiſteriums an die Ober⸗ 


landesgerichte in Prag und Brünn über die Einführung der czechiſchen 


Vortragsſprache bei dieſeu Gerichtshöfen erblickt der Bezirksausſchuß 
in Reichenberg einen weiteren Schritt zur Verdrängung der deutſchen 
Amtsſprache ſowie der deutſchen Beamten aus den Obergerichten; durch 
dieſen Act der Regierung wurde neuerlich tiefe Beunruhigung in die 
deutſche Bevölkerung getragen und die unabweisbare Nothwendigkeit 
der Zweitheilung der gerichtlichen, politiſchen und autonomen Verwal⸗ 
tung in Böhmen in ein deutſches und czechiſches Verwaltungsgebiet 
documentirt, auf deren Verwirklichung unabläſſig hinzuwirken Pflicht 
jedes deutſchen Abgeordneten iſt.“ N 
Der Vollzug dieſes Beſchluſſes wurde mit dem Erlaſſe der Be⸗ 


zirkshauptmannſchaft Reichenberg vom 10. November 1886, Z. 18.745, 


unter der Begründung, daß in demſelben eine Ueberſchreitung des dem 
Bezirksausſchuſſe zuſtehenden Wirkungskreiſes liege, im Grunde des $ 79 
des Geſetzes vom 25. Juli 1864, L. G. Bl. für Böhmen Nr. 27, 


Alter und Wohnort des Anzeigers; über die Anzeige wird ſofort eine inſolange ſiſtirt, bis die unter Einem von der k. k. Statthalterei ein- 
Beſtätigung ausgefolgt (Art. 19). Die nicht gewerbsmäßige Vertheilung] geholte Entſcheidung hierüber erfließt — Letztere hat mit dem Erlaſſe 
unterliegt feiner Anzeige (Art. 20). Die Ausübung der gewerbsmäßigen vom 13. Jänner 1887, Z. 295, nach mit dem Landesausſchuſſe gepflo- 
Eolportage ohne vorherige Anzeige, falſche Angaben in derſelben, die genem Einvernehmen im Grunde des 9 79 des Bezirksvertretungsgeſetzes 
Unterlaſſung der Vorzeigung der Beſtätigung über die Anzeige begründen zu entſcheiden befunden, daß der beanſtändete Beſchluß nicht vollzogen 
eine Uebertretung, welche mit einer Geldſtrafe von 5 bis 15 Fr., werden kann, weil durch denſelben der geſetzlich umſchriebene Wirkungs⸗ 
eventuell überdies mit Arreſt von 1 bis 5 Tagen beſtraft wird (Art. 21). kreis des Bezirksausſchuſſes überſchritten worden iſt. Das k. k. Mini⸗ 
Colporteurs und Vertheiler von Druckſchriften können übrigens auch | ſterium des Innern hat die Erledigung der k. k. Statthalterei aus deren 
nach den allgemeinen Strafgeſetzen verantwortlich gemacht werden, weun Gründen beſtätigt. . 
fie wiſſentlich eine Druckſchrift verbreiten, die den Thatbeſtaud eines Durch dieſe Erläſſe der Adminiſtrativbehörden erachtet ſich der 
Verbrechens begründet (Art. 22). 8 Bezirksausſchuß Reichenberg in dem ihm nach Art. 13 St. G. G. 
Was die Placate betrifft, fo enthält das Geſetz beſondere Be- vom 21. December 1867, R. G. Bl. Nr. 142, zuſtehenden Rechte 
ſtimmungen nur hinſichtlich der Bekanntmachung von Geſetzen und anderen der freien Meinungsäußerung für verletzt und erhebt vorliegende Be⸗ 
von der Behörde ausgehenden Verfügungen, ſowie hinſichtlich der Wahl⸗ ſchwerde. 
programme und Wahlplacate. Die erſteren ſind lediglich auf weißes Papier Dieſelbe muß als begründet erkannt werden. Wenn der Inhalt 
zu drucken und ſind an den vom Maire einer jeden Gemeinde ausſchließlich der in Rede ſtehenden Reſolution in Betracht gezogen wird, ſo ergibt 
für ſie beſtimmten Plätzen anzuſchlagen, an welchen keine anderen An⸗ ) Das k. k. Reichsgericht hat mit Entſcheidung vom 21. October 1887 
3 die en ee Se Eee 3. 167, in einem analogen Falle denſelben Grundſatz ebenfalls Hinfichtlich der 


e N “ % a 8 Bezirks vertretung ausgeſprochen. Vergl. auch die Mittheilung in Nr. 19 auf 
nahme der dem Gottesdienſte gewidmeten Gebäude, ſowie der Eingänge S. 78 des diesjährigen Jahrganges dieſer Zeitſchrift. 


ſich, daß in derſelben der Bezirksausſchuß Reichenberg feiner Anſicht 
über die Tragweite und Wirkungen der in der Reſolution angedeuteten 
Miniſterialerläſſe und über die zur Beſeitigung dieſer Wirkungen ihm 
geeignet ſcheinenden Schritte Ausdruck gegeben hat; die Reſolution ent⸗ 
hält mithin lediglich eine Meinungsäußerung. 

Nach Art. 13 St. G. G. vom 21. December 1867, R. G. Bl. 
Nr. 142, ſteht nun Jedermann das Recht zu, durch Wort, Schrift, 
Druck oder durch bildliche Darſtellung ſeine Meinung innerhalb der 
geſetzlichen Schranken frei zu äußern. Aus der möglichſt allgemein ge⸗ 
haltenen Textirung des Art. 13 muß geſchloſſen werden, daß der 
Geſetzgeber das Recht der freien Meinungsäußerung nicht blos Einzeln⸗ 
perſonen, ſondern auch jeder geſetzlich zuläſſigen Vereinigung mehrerer 
Perfonen und geſetzlich anerkannten Körperſchaften zuerkennen wollte, 
inſoferne nicht beſondere geſetzliche Vorſchriften entgegenſtehen. Dies 
ergibt ſich auch ganz deutlich aus dem Art. 11 des obcitirten Staats⸗ 
grundgeſetzes, demzufolge auch „Jedermann“ das Petitionsrecht zuſteht, 
jedoch Petitionen unter einem Geſammtnamen nur von geſetzlich an⸗ 
erkannten Körperſchaften oder Vereinen ausgehen dürfen; hieraus folgt 
unzweifelhaſt, daß der Geſetzgeber unter dem Ausdrucke „Jedermann“ 
auch geſetzlich anerkannte Körperſchaften inbegriffen wiſſen wollte. 

Da nun auch die Bezirksausſchüſſe geſetzlich anerkannte Körper⸗ 
ſchaften ſind, kann denſelben das im Art. 13 des obeitirten Staats⸗ 
grundgeſetzes „Jedermann“ gewährleiſtete Recht der freien Meinungs⸗ 
äußerung nicht abgeſprochen werden, inſoferne weder der Inhalt, noch 
die Form einer ſolchen Meinungsäußerung einem beſtehenden Geſetze 
widerſtreitet. Die in Rede ſtehende Reſolution iſt aber weder ihrem 
Inhalte, noch ihrer Form nach geſetzwidrig, und wurde auch in dieſer 
Richtung von den Verwaltungsbehörden nicht beanſtändet. Die in Be⸗ 
ſchwerde gezogenen Erläſſe der letzteren beruhen nur auf der Anſicht, 
daß durch den beanſtändeten Beſchluß der geſetzlich umſchriebene Wir⸗ 
kungskreis des Bezirksausſchuſſes überſchritten worden ſei. Die vom Be⸗ 
zirksausſchuſſe gefaßte Reſolution enthielt aber, wie bereits oben bemerkt 
wurde, 
tretende Anordnung oder Verfügung, ſie fällt daher überhaupt nicht in 


den Bereich eines wie immer gearteten Wirkungskreiſes, ſondern berührt 


ein von einem ſolchen ganz unabhängiges Gebiet. 
In der Siſtirung der vom Bezirksausſchuſſe gefaßten Reſolution 


liegt mithin eine geſetzlich nicht gerechtfertigte Einſchränkung des Rechtes 
desſelben auf freie Meinungsäußerung, weshalb der Beſchwerde ſtatt- 


gegeben wurde. 
(Entſcheidung des k. k. Reichsgerichtes vom 17. October 1887, 3. 159.) 


Zur Entſeheidung über den Erſatz der in einem Privilegiums⸗ 

annullirungsſtreite entſtandenen Koſten iſt das Handelsminiſte⸗ 

rium competent, weil grundſätzlich zur Entſcheidung über einen 

Anſpruch auf Koſtenerſatz nur jene Behörde als competent ange⸗ 

ſehen werden kann, welche zur Ra über die Hauptſache 
berufen iſt. 


Der Anſpruch auf Erſatz der einer Partei in einem adminiſtra⸗ 
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lediglich eine Meinungsäußerung, aber keine in Wirkſamkeit zu 


k. k. Gerichte zuſtändig ſeien“, zu Recht erkannt: „Zur Entſcheidung 
des vorbezeichneten Anſpruches iſt das k. k. Handelsminiſterium com⸗ 
petent“. — Gründe: 

Der Antragjteller begründet ſeinen Antrag mit folgender Darſtellung 
des Sachverhaltes: 

Gegen den Antragſteller wurde laut Beilage 1 der Eingabe von 
Franz Reska, Maſchinenfabrikant in Prag, bei dem k. k. Handelsmini⸗ 
ſterium sub praes. 9. März 1882, Z. 7753, die Klage auf Nichtig⸗, 
bzw. Erlöſchungserklärung des ihm, L. A. G. Dehne, verliehenen Pri⸗ 
vilegiums vom 25. September 1880 auf die Anwendung von auto⸗ 
matiſch wirkenden Dampfpumpen zum Beſchicken der Filterpreſſen in der 
Zuckerfabrication überreicht; das k. k. Handelsminiſterium hat aber dieſe 
Klage mit Erlaß vom 17. März 1883, 3. 3254, intim. 20. April 
1883, 3. 112.353 (Beilage 2 der Eingabe), zur Gänze abgewieſen 
und das angefochtene Privilegium aufrecht erhalten. 

In Folge deſſen überreichte der Vertreter des Antragſtellers, 
Dr. Karl Adaͤmek, das sub 3 beigeſchloſſene Geſuch de praes. 7. Juni 
1883, 3. 20.708, bei dem k. k. Handelsminiſterium mit der Bitte 
um Zuſpruch der in dem sub 4 vorliegenden Verzeichniſſe ausgewieſenen, 
in dem Privilegiumsannullirungsſtritte aufgelaufenen Koſten, wurde aber 
mit Indorſaterlaß des genannten Miniſteriums vom 2. Juli 1883, 
Z. 20.708, mit dieſem Koſtenanſpruche „wegen Mangels von Beſtim⸗ 
mungen im Privilegiumsgeſetze über die Frage des Koſtenerſatzes“ auf 
den Rechtsweg gewieſen. 


Der Antragfteller belangte nunmehr Herrn Franz Reska mit der 


sub 5 beiliegenden Klage de praes. 21. Auguſt 1885, 3. 8196, 


bei dem ſtädt.⸗deleg. Bezirksgerichte der Kleinſeite in Prag, als dem 
zuſtändigen Gerichte erſter Inſtanz des Domicils des Geklagten, auf 
Zahlung der Beträge von 6 Mark und 170 fl. 77 kr. ö. W. ſammt 
Nebengebühren als Erſatz der Vertretungskoſten in dem Privileginms⸗ 
annullirungsſtritte; dieſe Klage wurde aber mit dem sub 6 angeſchloſſenen 
Urtheile vom 8. Juni 1886, 3. 5067, aus meritoriſchen Gründen, 
nämlich wegen Mangels der Culpa auf Seite des Geklagten, unter Ver⸗ 
fällung des Klägers in den Erſatz der auf 74 fl. 28 kr. gemäßigten 
Proceßkoſten abgewieſen. Dieſes Urtheil wurde zwar im Appellations⸗ 
wege von dem k. k. Oberlandesgerichte Prag mit Erkenntniß vom 29. Juli 
1886, 3. 17.756 (allegirt sub 7), behoben und der erſten Inſtauz 
ens der Verhandlung und ſodaun neue Urtheilsfällung aufgetragen; 

das k. k. ſtädt.⸗deleg. Bezirksgericht Kleinſeite hat aber nach ergänztem 
Verfahren mit Urtheil vom 26. November 1886, 3. 13.737 (allegirt 
sub 8), die Klage neuerdings aus denſelben meritoriſchen Gründen 
abgewieſen (nämlich, weil laut S 1305 a. b. G. B. Derjenige, welcher 
von ſeinem Rechte, im vorliegenden Falle von dem Beſtreitungsrechte 
gegen den Beſtand eines Privilegiums, innerhalb der rechtlichen Schranken 
Gebrauch mache, den für einen Anderen daraus eutſpringenden Nachtheil 
nicht zu verantworten habe, das Erforderniß des Verſchuldens auf Seite 
des Geklagten zur Gänze abgehe, und weil bei dem Mangel geſetzlicher 
Beſtimmungen über den r in Privilegienſtrittſachen der in 


tiven Verfahren erwachſenen Koſten kann auch nicht als ein nach ſolchen Sachen Obſiegende feine Koſten wie in den meiſten Adminiſtrativ⸗ 


§ 1295 a. b. G. B. zu beurtheilender Schadenserſatzanſpruch 
angeſehen werden. 


Dehne, Maſchinenfabrikant zu Halle a. S., 
3. 104, durch den Advocaten Herrn Dr. Karl Adamek eingebrachten 
Antrag auf Entſcheidung eines negativen Competenzconflictes zwiſchen 
Gerichts⸗ und Verwaltungsbehörden und das darin geſtellte Begehren 
um ein Erkenntniß des Reichsgerichtes, 
mit Geſuch de praes. 7. Juni 1883, 3. 20.708, bei dem k. k. Handels⸗ 
miniſterium in Wien und ſodann mittelſt Klage de praes. 21. Auguſt 
1885, 8. 8196, bei dem k. k. ſtädt.⸗deleg. Bezirksgerichte Kleinſeite⸗ 


„ob zur Entſcheidung des erſt 


ſtrittſachen ſelbſt tragen müſſe), und den Kläger zum Erſatze der Stritt- 


koſten einſchließlich des Beweisverfahreus im Betrage von 94 fl. 78 kr. 

Das k. k. Reichsgericht hat nach der am 18. October 1887 
gepflogenen öffentlichen Verhaudlung über den von dem Herrn A. L. G. 
sub praes. 12. Juli 1887, 


verurtheilt. 


Ueber die hiegegen von dem Kläger ergriffene Appellation hat 
das Oberlandesgericht Prag mit Urtheil vom 25. Jänner 1887, 
3. 613 (Intimat vom 7. Februar 1887, Z. 1653, sub 9), in Ab⸗ 
änderung des Urtheils erſter Inſtanz den Geklagten ſchuldig erkannt, 
dem Kläger die Beträge von 6 Mark und 154 fl. 77 kr. 6. W. als 
Erſatz der Koſten im Privilegiumsannullirungsſtritte ſammt 6 PCt. 
Zinſen ſeit 7. Februar 1885 und die Gerichtskoſten erſter und zweiter 
Inſtanz im Betrage von 108 fl. 33 kr., bzw. 25 fl. 78 kr. zu bezah⸗ 
len. Begründet iſt dieſes Urtheil damit, daß die von dem Geklagten 


Prag wider Herrn Franz Reska, Maſchinenfabrikanten in Prag, geltend eingebrachte Privilegiumsannullirungsklage laut des Urtheils des Haudels⸗ 


gemachten Anſpruches auf Erſatz der dem Antragſteller in dem mit miniſteriums eine vollkommen grundloſe geweſen ſei, 


Klage des Herrn Franz Reska de praes. 9. März 1882, 3. 7753, 
anhängig gemachten Stritte auf Nichtig⸗, bzw. Erlöſchungserklärung des 
Privilegiums vom 25. September 1880 auf die Anwendung von auto⸗ 
matiſch wirkenden Dampfpumpen zum Beſchicken von Filterpreſſen in der 
Zuckerfabrication aufgelaufenen Koſten per 6 Mark und 170 fl. 77 kr. 
6b. W. ſammt 5 PCt. (recte 6 pCt.) Zinſen ſeit 24. September 1883 
bis zur Zahlung, das k. k. Handelsminiſterium in Wien oder die 


der Geklagte dem⸗ 
nach nicht die gehörige Aufmerkſamkeit und den gehörigen Fleiß ange⸗ 
wendet habe, um ſich vor der Ueberreichung der Klage die erforderliche 
Ueberzeugung von den thatſächlichen Verhältniſſen zu verſchaffen (588 1294 
und 1295 a. b. G. B.), daß ferner der Kläger mit Rückſicht auf 
ſeinen Wohnſitz im Auslande und auf die Natur eines Privilegiums⸗ 
ſtrittes vollkommen berechtigt geweſen ſei, ſich eines Rechtsfreundes zu 
bedienen, und daß daher dem Kläger der Erſatz der auf das Maß der 


Nothwendigkeit herabgeſetzten Vertretungskoſten 


vom Tage der Zahlung 
an gebühre. 


Ueber das von dem Geklagten dagegen erhobene Reviſtons⸗ 


begehren hat aber der k. k. oberſte Gerichtshof mit der Entſcheidung 
vom 5. Mai 1887, 3. 3332 (Intimat vom 6. Juni 1887, 3. 6808 
sub 10), beide untergerichtlichen Urtheile unter Aufrechthaltung des 
erſtrichterlichen Koſtenzuſpruches, ferner das ganze Verfahren mit Ein⸗ 
ſchluß des Klagsbeſcheides aufgehoben, die Klage wegen gerichtlicher 
Unzuſtändigkeit abgewieſen und den Kläger zum Erſatze der Reviſions⸗ 
koſten von 35 fl. 82 kr. verurtheilt. 

Begründet iſt dieſe Entſcheidung damit, daß der Klagsanſpruch 
lediglich auf Erſatz jenes Aufwandes gerichtet ſei, welcher dem Kläger 
durch die erſolgreiche Rechtsvertheidigung in dem adminiſtrativen Ver⸗ 
fahren über die wider ihn angeſtrengte Privilegiumslöſchungsklage ver⸗ 
urſacht wurde, daß zur Entſcheidung über einen derartigen proceſſualen 
Anſpruch ſowohl im Grundſatze, als auch in Anſehung des Betrages 
nur die mit der Hauptſache befaßte Behörde berufen erſcheine und ſomit 
dieſer nicht aus privatrechtlichen Grundlagen entſprungene Anſpruch 
keineswegs im gerichtlichen Wege erhoben werden könne. 

Der Antragſteller erachtet hiedurch den Fall eines verneinenden 
Competenzeonflietes im Sinne des § 14 des Organiſationsſtatuts des 
Reichsgerichtes für gegeben, da er durch den erwähnten Erlaß des 
Handelsminiſleriums mit feinem Anſpruche auf den ordentlichen Rechts⸗ 
weg verwieſen, die zur Beſchreitung dieſes Rechtsweges erhobene Klage 
aber von dem oberſten Gerichtshofe mit der eitirten Entſcheidung wegen 
gerichtlicher Incompetenz abgewieſen worden ſei; da ferner der in Rede 
ſtehende Erlaß des Handelsminiſteriums, als geſetzlich im Einvernehmen 
mit dem königl. ungar. Handelsminiſterium erfloſſen, gemäß § 2, lit. d 
des Geſetzes über den Verwaltungsgerichtshof von dieſem nicht überprüft 
werden könne und die autonomen Behörden hier überhaupt nicht in 
Frage kommen. 

Das k. k. Reichsgericht muß zur Entſcheidung über den in Rede 
ſtehenden Anſpruch das k. k. Handelsminiſterium als competent erkennen, 
da es ſich hier um eine Erſatzforderung von Koſten handelt, welche 
dem Antragſteller aus einem vor dem k. k. Handelsminiſterium geführ⸗ 
ten Verfahren erwachſen ſind. 

Es iſt ein allgemeiner, aus der Natur der Sache ſolgender Rechts⸗ 
grundſatz, daß der Anſpruch auf den Erſatz der in einem amtlichen 
Verfahren für eine Partei entſtandenen Koſten als ein Acceſſorium des 
Hauptanſpruchs zu gelten hat und die rechtliche Natur desſelben theilt; 


es kann daher grundſätzlich zur Entſcheidung über einen Anſpruch auf 


Koſteuerſatz nur jene Behörde als competent angeſehen werden, welche 
zur Entſcheidung über die Hauptſache berufen iſt. 

Abgeſehen von der Beſtimmung des § 24 der Verordnung der 
Miniſter des Innern, der Juſtiz und der Finanzen vom 3. Juli 1854, 
R. G. Bl. Nr. 169, iſt dieſer allgemeine Grundſatz in einer Reihe 
von öſterreichiſchen Geſetzen beſonders zum Ausdrucke gelangt, ſo im 
Geſetze vom 18. April 1869, R. G. Bl. Nr. 44, betreffend die Or⸗ 
ganiſation des Reichsgerichtes, das Verfahren vor demſelben und die 
Vollziehung ſeiner Erkeuntniſſe ($ 34), fo im Geſetze vom 22. October 
1875, R. G. Bl. Nr. 36 ex 1876, betreffend die Errichtung eines 
Verwaltungsgerichtshofes ($ 40), jo in der Straſproceßordnung vom 
23. Mai 1873, R. G. Bl. Nr. 119 (8 389), desgleichen in den auf 
Grund des Geſetzes vom 30. Mai 1869, R. G. Bl. Nr. 93, erlaſſenen 
Geſetzen über das Waſſerrecht. Dieſe Grundanſchauung iſt in keinem 
öſterreichiſchen Geſetze negirt, ſie muß alſo für das öſterreichiſche Recht 
als prineipiell feſtſtehend gelten. 

Demzufolge kann der Anſpruch auf Erſatz der Koſten in einem 
adminiſtrativen Verfahren auch dort, wo, wie in dem vorliegenden Falle 
im Privilegiengeſetze, ſpecielle Beſtimmungen über den Koſtenerſatz fehlen, 
nicht auf den Rechtsweg gewieſen werden. Der Anſpruch auf Erſatz der 
einer Partei in einem adminiſtrativen Verfahren erwachſenen Koſten iſt 
ein durchaus eigenartiger, welcher unabhängig von der Frage des dolus 
und der culpa nach beſonderen Geſichtspunkten entſchieden werden muß 
und daher nicht als ein nach $ 1295 a. b. G. B. zu beurtheilender 
Schadenserſatzanſpruch angeſehen werden kann. Demgemäß entzieht ſich 
derſelbe der Competenz der ordentlichen Gerichte. 


(Entſcheidung des k. k. Reichsgerichtes vom 18. October 1887, 3. 161.) 
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| Geletze und Berordnungen. 
1886. II. Semeſter. 
für Eiſenbahnen und Dampfſchifffahrt der öſter⸗ 
reichiſch⸗ungariſchen Monarchie. 

Nr. 124. Ausgeg. am 26. October. — — 

Nr. 125. Ausgeg. am 28. October. — Erlaß der k. k. Generalinſpection 
der öſterreichiſchen Eiſenbahnen vom 22. October 1886, 3. 13.983-IL, an ſämmt⸗ 
liche öſterreichiſche Eiſenbahnverwaltungen, betreffend die eingehende Ueberwachung 
des Dienſtes zum Behufe der Hintanhaltung von Bahnunfällen.— Eröffnung 
der Localbahn Wien⸗Wr. Neudorf der Neuen Wiener Tramway - Gejellfchaft. 
18. October. Z. 13.517. — Agio⸗Zuſchlag zu den Fahr: und Frachtgebühren 
auf den öſterreichiſch⸗ungariſchen Eiſenbahnen. 24. October. 

Nr. 126. Ausgeg. am 30. October. Bewilligung zur Vornahme 
techniſcher Vorarbeiten für eine ſchmalſpurige Localbahn, eventuell Dampftramway, 
von Lend nach Wildbad Gaſtein. 19. October. Z. 35.115. Bewilligung 
zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten für eine Localbahn von Mura⸗Szombat bis 
zur ungarijch-fteterifchen Grenze in der Richtung gegen Radkersburg. 18. October. 
3. 40.308. 

Nr. 127. Ausgeg. am 4. November. — Erlaß der k. k. Generalinſpection 
der öſterreichiſchen Eiſenbahnen vom 25. October 1886, Z. 14.106-I, an die 
Verwaltungen ſämmtlicher im Betriebe ſtehenden Eiſenbahnen, betreffend die 
eingehende Unterſuchung der Eiſenbrücken. 

Nr. 128. Ausgeg. am 6. November. — Bewilligung zur Vornahme 
techniſcher Vorarbeiten für eine Localbahn von Mori nach Riva. 26. October. 
3. 34.801. — Bewilligung zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten für eine 
normalſpurige Localbahn von Proßnitz nach Prerau. 28. October. Z. 35.531. 

Nr. 129. Ausgeg. am 9. November. — 

Nr. 130. Ausgeg. am 11. November. — Erlaß des k. k. Handels⸗ 
miniſteriums vom 26. October 1886, Z. 40.489, an fämmtliche öſterreichiſche 
Eiſenbahnverwaltungen und die Donau⸗Dampfſchifffahrts⸗Geſellſchaft, betreffend 
das Verbot des Transportes und des Bezuges von Hadern ꝛc. aus Cholera⸗ 
gegenden. — Erlaß des k. k. Miniſteriums des Innern an ſämmtliche politiſche 
Landesbehörden vom 22. October 1886, Z. 17.300, betreffend das Verbot des 
Transportes und des Bezuges von Hadern ꝛc. aus Choleragegenden. 

Nr. 131. Ausgeg. am 13. November. — Abdruck von Nr. 151 R. G. Bl. 
— Uebereinkommen, welches in Betreff der Betheiligung des Staatsſchatzes an 
der Eapitalsbeſchaffung für die Localbahn von Linz⸗Urfahr über Neufelden nach 
Aigen (Mühlkreisbahn) am 14. October 1886, Z. 38.622, abgeſchloſſen wurde. 

Nr. 132. Ausgeg. am 18. November. — Erlaß des k. k. Handelsminiſters 
vom 9. Auguſt 1886, Z. 19.433, an alle k. k. Poſt⸗ und Telegraphen⸗Directionen, 
| betreffend die Benützung von Eiſenbahn⸗Halteſtellen für Poſtzwecke. — Erlaß des 
k. k. Handelsminiſteriums vom 2. November 1886, Z. 41.440, an ſämmtliche 

öſterreichiſche Eiſenbahnverwaltungen, betreffend die Hinausgabe von Normen 
über das Verhalten der Eiſenbahnverwaltungen bei dem Vorkommen von Cholera⸗ 
erkrankungs⸗ und Todesfällen bei Reiſenden, ferner die Reinhaltung und Des⸗ 
infection der Waggons, Bahnhöfe, Aborte ꝛe. — Erlaß des k. k. Handels⸗ 
miniſteriums vom 8. November 1886, Z. 42.104, an ſämmtliche öſterreichiſche 
Eiſenbahnverwaltungen und an die Adminiſtration der Donau⸗Dampfſchifffahrts⸗ 
Geſellſchaft, betreffend die Ausfolgung von Sendungen von Hadern, gebrauchten 
Kleidungsstücken ꝛc. aus Choleragegenden an die Empfänger. Abdruck von 
Nr. 147, 148, 149 R. G. Bl. — Bewilligung zur Vornahme techniſcher Vor⸗ 
arbeiten für eine Localbahn von der Station Volksgarten zur Stadt Czernowitz. 
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2. November. Z. 38.217. — Bewilligung zur Vornahme technischer Vorarbeiten 
für eine Localbahn von Mähriſch⸗Oſtrau nach Priwoz, Witkowitz und Polniſch⸗ 
Oſtrau. 2. November. Z. 39.173. — Bewilligung zur Vornahme techniſcher 
Vorarbeiten für eine Eiſenbahn durch die windiſchen Bücheln von Marburg, 
eventuell Pößnitz nach Luttenberg und eventuell von da bis an die ungariſche 
Grenze. 6. November. Z. 36.013. 

Nr. 133. Ausgeg. am 20. November. — Bewilligung zum Baue und 
Betriebe einer Schlepp¾hahnverbindung zwiſchen der Actien⸗Zuckerfabrik in Schla⸗ 
panitz und der Station Schlapanitz der im Baue begriffenen Linie Brünn⸗ 
Vlarapaß der priv. öſterr.⸗ungar. Staatseiſenbahn⸗Geſellſchaft. 25. October. 
8. 38.345. Bewilligung zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten für eine 
Localbahn von einem Punkte der Prag⸗Duxer Eiſenbahn von Brüx, reſp. 
Obernitz nach Loboſitz an die Elbe und zum Anſchluſſe an die priv. öſterr.⸗ungar. 
Staatseiſenbahn⸗Geſellſchaſt. 3. November. Z. 17.534. — Bewilligung zur Vor⸗ 
nahme techniſcher Vorarbeiten für eine Localbahn von Trieſt nach Capo d'Iſtria. 
9. November. Z. 38.760. — Friſterſtreckung zur Vornahme techniſcher Vor⸗ 
arbeiten für eine Locomotiv⸗Eiſenbahn von Capo d'Iſtria nach Mattuglie. 
| 9. November. Z. 38.760. 


Nr. 134. Ausgeg am 23. November. — — — 

Nr. 135. Ausgeg. am 25. November. — Kundmachung des k. k. Handels⸗ 
miniſteriums vom 25. October 1886, Z. 38.093, betreffend ungiltig gewordene 
Certificate anſpruchsberechtigter Militär⸗Aſpiranten. — Verordnung des Finanz⸗ 
miniſteriums vom 19. November 1886, womit für December 1886 das Aufgeld 
beſtimmt wird, welches bei Verwendung von Silber zur Zahlung der Zoll⸗ 
gebühren zu entrichten iſt. — Bewilligung zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten 
für eine Localbahn von Schrambach nach Neuberg mit einer Abzweigung nach 
Mariazell. 6. November. Z. 37.876. — Kundmachung des k. k. Handels⸗ 
miniſteriums vom 5. November 1886, Z. 40.838, betreffend ungiltig gewordene 
Certificate anſpruchsberechtigter Militär⸗Aſpiranten. 5 

Nr. 136. Ausgeg, am 27. November. — Abdruck von Nr. 154 R. G. Bl. 
— Agio⸗Zuſchlag zu den Fahr⸗ und Frachtgebühren auf den öſterreichiſch⸗unga⸗ 
riſchen Eiſenbahnen. 24. November. — Bewilligung zur Vornahme techniſcher 
Vorarbeiten für eine Localbahn von der Gürtelſtraße in Neulerchenfeld auf den 
Galitzinberg, eventuell Tulbingerkogel. 16. November. Z. 36.913. — Bewilligung 
zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten für eine Localbahn von Ottakring auf den 
Galitzinberg. 16. November. Z. 36.913. 

Nr. 137. Ausgeg. am 30. November. — — — 

Nr. 138. Ausgeg. am 2. December. 

Nr. 139. Ausgeg. am 4. December. — — — 

Nr. 140. Ausgeg. am 7. December. — — — 


Nr. 141. Ausgeg. am 11. December. — Abdruck von Nr. 170 R. G. Bl. | 


— Conceſſion zum Baue und Betriebe von Schleppgeleiſeverbindungen zwiſchen 
den Cementfabriks⸗Etabliſſements der Gebrüder Laube in der Gemeinde Grödig | 


und der Localbahn von Salzburg zur öſterreichiſchen Reichsgrenze gegen Berchtes⸗ 


gaden. 2. October. Z. 35.918. — Bewilligung zur Vornahme techniſcher Vor⸗ | 


arbeiten für eine Eiſenbahn von Zala⸗Szent Jvän bis Alſö⸗Lendva und von da 
bis Csakathurn und zur ungariſch⸗ſteieriſchen Grenze gegen Radkersburg. 15. No⸗ 
vember. Z. 43.747. | 

Nr. 142. Ausgeg. am 14. December. — Erlaß des k. k. Handelsminiſters 
vom 3. December 1886, 8. 45.585, an die Verwaltungen ſämmtlicher öſter⸗ 
reichiſchen Eiſenbahnen, betreffend die Hinausgabe einer Verordnung über die 
Bemeſſung der Giltigkeitsdauer von Frachtbegünſtigungen auf Eiſenbahnen. — 
Erlaß des k. k. Handelsminiſters vom 4. December 1886, Z. 45.384, an die ö 


Verwaltungen der öſterr. Eiſenbahnen, betreffend die Beſchlüſſe der III. Berner 


Conferenz zur Ausarbeitung eines Uebereinkommens über den Eiſenbahn⸗ 
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Frachtverkehr. 

Nr. 143. Ausgeg. am 16. December. — Geſetz vom 10. Auguſt 1886, 
wirkſam für die gefürſtete Grafſchaft Tirol, über die Concurrenz zur Herſtellung 
und Einhaltung der Zufahrtsſtraße von der Eiſenbahnſtation Imſt bis zur Ein⸗ 
mündung in die Reichsſtraße bei Brennbichl. XXXII. Geſetz⸗Artikel vom 
Jahre 1886, betreffend die Pfäudungsbefreiung des Betriebsmaterials auslän- | 
diſcher Eiſenbahnen. — Erlaß des k. k. Handelsminiſters vom 26. November 
1886, Z. 43.978, an die Verwaltungen der öſterreichiſchen Eiſenbahnen, betreffend 
die Beiſtellung von Perſonenwagen III. Claſſe für Militär⸗Mannſchaftstransporte. 
— Eröffnung der Theilſtrecke Petronell — Deutſch⸗Altenburg der Localbahn Bruck 
a. d. L.⸗Hainburg der priv. öſterr.⸗ungar. Staatseiſenbahn⸗Geſellſchaft. 9. December. 
3. 16.108. 

Nr. 144. Ausgeg. am 18. December. 
R. G. Bl. 

Nr. 145. Ausgeg. am 21 December. — Erlaß der k. k. Generalinſpection 
der öſterr. Eiſenbahnen vom 13. December 1886, Z. 15.8411, an die Verwal⸗ 
tungen ſämmtlicher öſterr. Eiſenbahnen, betreffend die Vorlage der Ausweiſe 
über den Stand der Weideneulturen, ferner der Obſt⸗ und Wildbäumeculturen 
längs der Eiſenbahnen. — Bewilligung zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten 
für eine Dampftramway von Pohrlitz nach Rohrbach. 11. December. Z. 43.974. 

Nr. 146. Ausgeg. am 23. December. — Verordnung des Finanz⸗ 
miniſteriums vom 19. December 1886, womit für Jänner 1887 das Aufgeld 
beſtimmt wird, welches bei Verwendung von Silber zur Zahlung der Zollgebühren 
zu entrichten iſt. — Erlaß der k. k. Generalinſpection der öſterr. Eiſenbahnen 
vom 17. December 1886, Z. 16.4711, an die Verwaltungen ſämmtlicher öſterr. 
Eiſenbahnen, betreffend die rechtzeitige Vorlage der Längenope rate für das Jahr 
1886 und der Ausweiſe über die am Schluffe dieſes Jahres im Betriebe ſtehen⸗ 
den Schleppbahnen. — Kundmachung des k. k. Handelsminiſteriums vom 17. De⸗ 
cember 1886, Z. 44.31, betreffend die Erhöhung der normalen Fahrgeſchwin⸗ 
digkeit auf einzelnen Linien der Brünner Localeiſenbahnen. 

Nr. 147. Ausgeg. am 25. December. — — — 

Nr. 148. Ausgeg. am 28. December. — Abdruck von Nr. 177 R. G. Bl. 
— Erlaß der k. k. Generalinſpection der öſterr. Eiſenbahnen vom 16. December 


— Abdruck von Nr. 163, 168 


— ——— ñꝗ8ä——— PN————— — 


1886, Z. 15 172-IL, an die Verwaltungen ſämmtlicher öſterreichiſchen Eiſenbahnen, 
betreffend Maßnahmen zur Verhütung der Exploſion von Knallſignalen. — 
Bewilligung zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten für eine Localbahn von 
Eiſenerz nach Vordernberg. 13. December. Z. 44.615. 

Nr. 149. Ausgeg. am 30. December. — Abdruck von Nr. 176 R. G. Bl. 
— Agio⸗Zuſchlag zu den Fahr⸗ und Frachtgebühren auf den öſterreichiſch⸗ 
ungariſchen Eiſenbahnen. 24. December. 


Verordnungsblatt für die k. k. Gendarmerie. 


Nr. 6. Ausgeg. am 29. Juli. — Circularverordnung vom 5. Juli 
1886, Nr. 10.200174 III. Berichtigung der Militär⸗Marſchroutenkarte. — 
Cirenlarverordnung vom 17. Juli 1886, Nr. 10.118,2144 III., Einführung der 
„Vorſchrift über die Behandlung der gerichtlichen und adminiſtrativen Vormer⸗ 
kungen, der Abzüge und Rückläſſe von den aus militäriſchen Caſſen (Militär⸗ 
Zahlſtellen) zu leiſtenden Zahlungen“ in der Gendarmerie. — Circularverordnung 
vom 23. Juli 1886, Nr. 11.332/2432 III. Hinausgabe der Sammlung der 
Reichsgeſetze und Miniſterialverordnungen zum Gebrauche der k. k. Gendarmerie, 
Jahrgang 1885. — Circularverordnung vom 23. Juli 1886, Nr. 11.366/2440 III. 
Berichtigung der Militär⸗Marſchroutenkarte. 

Nr. 7. Ausgeg. am 12. Auguſt. — Circularverordnung vom 2. Auguſt 
1886, Nr. 11.578, 2507 III. Bewilligung zur Anſchaffung der zweiten Auflage 
des erſten Theiles des Dienſtreglements für das k. k. Heer vom Jahre 1873. — 
Cireularverordnung vom 7. Auguſt 1886, Nr. 12.220/2649 III. Berichtigung 
der Militär⸗Marſchroutenkarte. 

Nr. 8. Ausgeg. am 10. September. Circularverordnung vom 8. Auguſt 
1886, Nr. 1488 Pr. Beſtimmungen bezüglich der Ausſtellung und Aufbewahrung 
der im Punkte 44 des Dienſtreglements für das k. k Heer, I. Theil, vorgeſchrie⸗ 
benen Reverſe. 

Nr. 9. Ausgeg. am 2. October. — Circularverordnung vom 16. Auguſt 
1886, Nr. 11.108/830 VI. Verfahren bei unnatürlichen und gewaltſamen Todes⸗ 
fällen. — Circularverordnung vom 26. September 1886, Nr. 14.558/3 175 III. 
Berichtigung der Militär⸗Marſchroutenkarte. 

Nr. 10. Ausgeg. am 26. October. — Circularverordnung vom 21. October 
1886, Nr. 16.245 3530 III. Berichtigung der Militär⸗Marſchroutenkarte. 
Circularverordnung vom 23. October 1886, Nr. 16.348 3556 III. Berichtigung 
der Militär⸗Marſchroutenkarte. 

Nr. 11. Ausgeg. am 27. October. — — — 

Nr. 12. Ausgeg. am 24. November. — Circularverordnung vom 5. Nor 
vember 1886, Nr. 15.786 3460 III., betreffend die Meldungen von im äußeren 
Sicherheitsdienſte ſtehenden Gendarmerieperſonen bei den Militär⸗Local⸗(Evidenz⸗ 
Behörden (deren Organen). — Circularverordnung vom 17. November 1886, 
Nr. 17.722 3859 III. Berichtigung der Militär⸗Marſchroutenkarte. 

Nr. 13. Ausgeg. am 23. December. — Circularverordnung vom 26. Nor 
vember 1886, Nr. 18.173 3934 III. Berichtigung der Militär⸗Marſchroutenkarte. 
— Circularverordnung vom 3. December 1886, Nr. 18.551/3999 III. Berich⸗ 
tigung der Militär⸗Marſchroutenkarte. 


Verordnungsblatt für die k. k. Landwehr. 


Nr. 19. Ausgeg. am 15. Juli. — Kundmachung des Miniſteriums für 
Landesvertheidigung und des Finanzminiſteriums vom 25. Juni 1886, womit 
die nachträgliche Einreihung der Gemeinde Kojetein in die 8. Claſſe des Militär⸗ 
Zinstarifes (R. G. Bl. Nr. 168 ex 1885) verlautbart wird. 

Nr. 20. Ausgeg. am 29. Juli. — Circularverordnung vom 9. Juli 1886, 
Praes. Nr. 1427. Beitritt des Kaiſerthumes Japan zur Genfer Convention vom 
22. Auguſt 1864. — Circularverordnung vom 10. Juli 1886, Praes. Nr. 1225. 
Aenderungen einiger Beſtimmungen, betreffend die Evidenzführung der k. k. und 
königl. ungariſchen Landwehrmänner. — Cireularverordnung vom 3. Juli 1886, 
Nr. 9921, 2082 II b. Aenderungen im Gebietsumfange der Gerichtsbezirke Kotzmann 
und Staneſtie. 

Nr. 21. Ausgeg. am 17. Auguſt.— — — 

Nr. 22. Ausgeg. am 17. Auguſt. — Circularverordnung vom 20. Juli 
1886, Praes. Nr. 1480. Ausgabe der neubearbeiteten „Inſtruction für die 
Waffenübungen des k. k. Heeres“. — Circularverordnung vom 24. Juli 1886, 
Nr. 11. 259/2234 IV. Ausgabe der zweiten Auflage des erſten Theiles des Dienſt⸗ 
reglements für das k. k. Heer vom Jahre 1873. — Circularverordnung vom 
24. Juli 1886, Nr. 11.281/2127 V. Verlegung des Cadres und der Evident⸗ 
haltung des Bukowinaer Landwehr⸗Infanteriebataillons Kotzmann Nr. 76. — 
Circularverordnung vom 31. Juli 1886, Praes. Nr. 1466. Organiſatoriſche und 
ſonſtige Aenderungen bei einigen Landwehr⸗Beamtenbranchen. — Circular⸗ 
verordnung vom 8. Auguſt 1886, Praes. Nr. 1488. Beſtimmungen bezüglich der 


Ausſtellung und Aufbewahrung der im Punkte 44 des Dienſtreglements für das 
k. k. Heer, I. Theil, vorgeſchriebenen Reverſe. 

Nr. 23. Ausgeg. am 27. Auguſt. — Circularverordnung vom 17. Auguſt 
1886, Praes Nr. 1612. Verordnung, betreffend die Verzeichnung und Evident⸗ 
haltung der Landſturmpflichtigen, in Gemäßheit des Geſetzes vom 6. Juni 1886, 
betreffend den Landſturm für die im Reichsrathe vertretenen Königreiche und 
Länder mit Ausnahme von Tirol und Vorarlberg. 

Nr. 24. Ausgeg. am 30. Auguft. — Circularverordnung vom 28. Juli 
1886, Nr. 11.086/2244 II b. Ueberweiſung der Gemeinden Klein⸗Zdikau und 
Radſchau aus dem Sprengel des Bezirksgerichtes Wollin zu jenem des Bezirks⸗ 
gerichtes Winterberg, beziehungsweiſe aus der Bezirkshauptmannſchaft Strakonitz 
zu jener von Prachatitz. 
10.893 /2065 V. Hinausgabe der 2. Berichtigungstabellen zur Monturs⸗Wirth⸗ 
ſchafts⸗ und Verrechnungsvorſchrift für die k. k. Landwehr und zum Portionen⸗ 
Beköſtigungs⸗ und Gebührentarife der k. k. Landwehr vom Jahre 1885. — 
Circularverordnung vom 19. Auguſt 1886, Nr. 8834/1689 V. Hinausgabe eines 
Verzeichuiſſes über die Auſchaffungspreiſe der Monturs⸗, Rüſtungs⸗ und Reitzeug⸗ 
ſorten, Feldgeräthe und ſonſtigen Ausrüſtungsgegenſtände, dann Materialien und 
Beſtandtheile für die k. k. Landwehr. Beſtimmungen über die Anwendung dieſer 
Anſchaffungspreiſe. 

Nr. 25. Ausgeg. am 13. September. — Cireularverordnung vom 2. Sep» 
tember 1886, Praes. Nr. 1673. Außerkraftſetzung des Abſatzes 3 des Punktes III 
des allgemeinen Theiles der Ergänzungen des Dienſtreglements, I Theil, in 
ſeiner Anwendung auf die k. k. Landwehr. 

Nr. 26. Ausgeg. am 28. September. — — — 

Nr. 27. Ausgeg. am 29. September. — Circularverordnung vom 


16. Auguſt 1886, Nr. 11 108 830 VI. Verfahren bei unnatürlichen und gewalt⸗ 


ſamen Todesfällen. 
(Fortſetzung folgt.) 


Perſonalie n. 

Seine Majeſtät haben dem Hofrathe der Generaldireetion der öſterreichi⸗ 
ſchen Staatsbahnen Ferdinand Perl Ritter von Hildrichsburg anläßlich deſſen 
Penſionirung die Allerhöchſte Zufriedenheit ausdrücken laſſen. 

Seine Majeſtät haben dem mit Titel und Charakter eines Hofrathes 
bekleideten Sectionsrathe des gemeinſamen oberſten Rechnungshofes Ignaz 
Fritſche das Ritterkreuz des Leopold⸗Ordens taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Oberfinanzrathe und Leiter der Finanzdirection 
in Linz Frauz Juſt den Titel und Charakter eines Hofrathes taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem als Präſidialſecretär beim gemeinſamen oberſten 
Rechnungshofe in Verwendung ſtehenden Rechnungsrathe Dr. Joſeph Zavadil 
den Titel und Charakter eines Hofſecretärs verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Miniſterialſecretär im Handelsminiſterium 
Dr. Franz Stibral das Ritterkreuz des Franz⸗Joſeph⸗Ordens verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Polizeirathe der Wiener Polizeidirection Hubert 
Lungczek anläßlich deſſen Penſiontrung den Titel und Charakter eines Regie⸗ 
rungsrathes taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem bei der Landesregierung in Klagenfurt in 
Verwendung ſtehenden Polizeicommiſſär Johann Atz das goldene Verdienſtkreuz 
mit der Krone verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Rechnungsrathe bei der Landesregierung in 
Czernowitz Heinrich Engliſch anläßlich deſſen Penſionirung den Titel und Cha⸗ 
rakter eines Rechnungsrathes taxfrei verliehen. 

Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat die 
Bezirkscommiſſäre Wenzel Maly und Ludwig Suchanek zu Statthalterei⸗ 
ſecretären in Böhmen ernannt. 

Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat den 
Ingenieur Ladislaus Müller zum Oberingenieur und die Bauadjuncten Johann 
Jurcynski, Skanislaus Lozinski, Peter Pindelski, Joſeph Adamski 
und Roman Ingarden zu Ingenieuren für den Staatsbaudienſt in Galizien 
ernannt. 

Der Miniſter des Aeußern hat den Hof⸗ und Miniſterialofficial erſter 
Claſſe Anton Kramer zum Hilfsämter⸗Directionsadjuncten ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Caſſier der Finanz⸗Landescaſſe in Brünn 
Anton Walter zum Controlor dieſer Caſſe ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Adjuncten Franz Bergauer zum Haupt⸗ 
caſſier der Staatscentralcaſſe ernannt. 

Der Handelsminiſter hat den Hafen⸗ und Seeſanuitäts⸗Vicecapitän Anton 
Kloß zum Hafen⸗ und Seeſanitätscapitän ernannt. 

Der Ackerbauminiſter hat die mit Titel und Charakter eines Biceforft- 
meiſters bekleideten Forſt⸗ und Domänenverwalter Karl Noderer in Grundlſee 
und Ludwig Hornſteiner in Alland, dann die Forſt⸗ und Domänenverwalter 
Friedrich Pechtold in Innsbruck, Leopold Karl in Görz, Franz Miklitz in 
Radmannsdorf, Heinrich Beck in Wöglerin, Leopold Grabner in St. Michael, 
Anton Stöger in Hallein, Karl Hettmer in Breitenfurt und Lubin Lipinski 
in Starzama zu Forſtmeiſtern ernannt. 

Der Ackerbauminiſter hat den Forſt⸗ und Domänenverwalter Joſeph 
Aichholzer in Innsbruck zum Forſtmeiſter ernannt. 

Der Ackerbauminiſter hat den Forſt⸗ und Domänenverwalter Peter 
Hirſch zum Forſtmeiſter der Forſt⸗ und Domänendirection in Lemberg ernannt. 
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Circularverordnung vom 7. Auguſt 1886, Nr. 


Erledigungen. 


Caſſacontrolorsſtelle im Status der k k. Salinenverwaltungen in den 
Alpenländern in der zehnten Rangsclaſſe, 160 fl. Activitätszulage, Natural⸗ 
wohnung, Brennholzbezug gegen Caution, bis Ende December. (Amtsbl. Nr. 283.) 

Oberbaurathsſtelle in der ſechsten Rangsclaſſe bei der k. k. Statthalterei 
in Linz, bis 10. Jänner 1888. (Amtsbl. Nr. 287. 
| Ingenieursſtelle in der neunten Rangsclaſſe, eventuell eine Bauadjuneten- 
ſtelle in der zehnten Rangsclaſſe beim Staatsbaudienſte in Schleſien, bis 10. Jän⸗ 
ner 1888. (Amtsbl. Nr. 288) 


| Concurs-Ausſchreibung. 


Bei dem kärutneriſchen Landesausſchuſſe iſt die Stelle eines Landes⸗ 
ſecretärs mit dem Jahresgehalte von 1800 fl., Activitätszulage von 
180 fl. und Quinquennalzulagen von 100 fl. und dem Anſpruche auf 
normalmäßige Penſtonirung zu beſetzen. 

Bewerber um dieſe Stelle haben den Nachweis über ihre Natio⸗ 
nalität, Alter, Familienverhältniſſe, Heimatszuſtändigkeit, ſittliches Ver⸗ 
halten, bisherige Verwendung und die mit gutem Erfolge abgelegte 
politiſche, richterliche oder Advocatenprüfung zu erbringen. 

Die Geſuche ſind bis 15. Jänner 1888 bei dem gefertigten 
Landesausſchuſſe einzubringen. 


Klagenfurt, am 12. December 1887. 


| 
| Kärntneriſcher Landesausſchuß. 


MANz'sche Taschen-Ausgabe der Gesetze. 


| Als weitere Fortsetzung unserer seither in 25 Bänden erschie- 
neuen Sammlung sind erschienen: 


Band 26. 


Gesetze und Verordnungen 
in Cultussachen 


erläutert durch die Metiven- und Ausschuss- Berichte der Reichsgesetze, 
die Entscheidungen des k. k. Verwaltungsgerichtshofes 
und des k. k. Reiehsgeriehtes. 
Mit Benützung von tbeilweise ungedruckten Materialien zusammengestellt 
von 
Dr. Burekhard, 
k. k. Ministerial-Vicesecretär und Universitätsdocent. 
Preis broschirt 2 fl. 50 kr., gebunden 3 fl. 


Band 27. Abtheilung 1 und 2. 


Volksschulgesetze. 


Die Reichs- und Landesgesetze 
mit den einschlägigen Ministerialverordnungen und Erlässen erläutert 
durch die linischeidungen des k. k. Verwaltungsgerichtshofes und 
des k. k. Reichsgerichtes. 
Zusammengestellt von 
Dr. Burckhard, 
k. k. Ministerial-Vicesecretär und Universitätsdocent. 
Preis jeder Abtheilung broschirt 2 fl., gebunden 2 fl. 50 kr. 
Preis des ganzen Bandes brosch. 4 fl., gebund. in 2 Leinenbände 5 fl. 


Den P. T. Besitzern der seither erschienenen Bände empfehlen 
wir auch die Anschaffung dieser Fortsetzungen, um die ganze Samm- 
lung vollständig in der Handbibliothek zu haben. 

Einzelne Bände und Abtheilungen der Manz'schen Taschen- 
Ausgabe der Gesetze stehen, wie bekannt, ebenfalls jeder Zeit zu 
Diensten. 

Vollständige Verzeichnisse der Gesetze versenden wir auf Wunsch 
gratis und franco nach überall. 

Monatliche Ratenzahlungen auf den entfallenden Kaufpreis be- 
willigen wir nach Uebereinkommen. 


MANZ’sche k. k. Hof-Verlags- und Universitäts- Buchhandlung, 
Wien, I., Kohlmarkt 7. 


Druck der k. Wiener Zeitung. 


Verantwortlicher Redacteur: A. Heilmann. 


Für den Druck verantwortlich C. Gruß. 


